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(Die Anhörung wird um 14.37 Uhr eröffnet.) 
1-003-0000 
Vorsitzende. - Guten Tag, sehr geehrte Damen und Herren, fangen wir an. Setzen wir die 
Ausschusssitzung nun mit unserer öffentlichen Anhörung mit dem Vorsitzenden des 
Aufsichtsgremiums der EZB, Andrea Enria, fort. Willkommen, Andrea. 
 
Die heutige Anhörung ist den folgenden Themen gewidmet: Ausblick auf den Bankensektor; 
Zustand des Bankensektors in der Eurozone; die wichtigsten Trends, Hauptrisiken und damit 
verbundenen Aufsichtstätigkeiten; Notwendigkeit einer strengen Aufsicht; Rückschau auf die 
jüngsten externen Prüfberichte; und Notwendigkeit eines soliden Regelungsrahmens; CMDI-
Vorschlag; verbleibende Lücken im Abwicklungsrahmen. 
 
Die Sitzung ist folgendermaßen organisiert: Auf die einleitende Erklärung von Herrn Enria folgt 
die Fragerunde, in der jede Fraktion eineinhalb Minuten für die erste Frage und drei Minuten 
für die Antwort hat, mit der Möglichkeit einer Folgefrage von einer halben Minute und einer 
Minute für die Antwort. Daran schließt sich eine zweite Fragerunde in herkömmlicherem 
Format an – eine Minute für die Frage und zwei Minuten für die Antwort. Falls es die Zeit 
erlaubt, könnte es selbstverständlich am Ende Wortmeldungen geben. 
 
Herr Enria, Sie dürfen nun eine einführende Erklärung abgeben. 
1-004-0000 
Andrea Enria, Vorsitzender des Aufsichtsgremiums der Europäischen Zentralbank. – Guten 
Tag, Frau Vorsitzende. Das Jahr hat turbulent begonnen, aber der europäische Bankensektor 
hat eine bemerkenswerte Widerstandsfähigkeit an den Tag gelegt. Dies bezeugt die Fortschritte, 
die unsere Banken gemacht haben, und auch die Wirksamkeit der energischen Reformen des 
Regulierungs- und Aufsichtsrahmens, die im Lauf der letzten 10 Jahre durchgeführt wurden. 
Diese Widerstandsfähigkeit sollte jedoch kein Grund zur Selbstzufriedenheit sein. Vielmehr 
sollte sie uns daran erinnern, dass wir angesichts der sich ständig wandelnden Risikolandschaft 
wachsam bleiben sollten. 
 
Im ersten Quartal dieses Jahres wurde die harte Kernkapitalquote (Common Equity Tier 1, 
CET1) der europäischen Banken unter unserer Aufsicht weiter erhöht, und zwar um 
50 Basispunkte auf 15,5 %. Die Entwicklungen bei der Qualität der Vermögenswerte ergaben 
ein gemischtes Bild: Die Quote der notleidenden Kredite und die Quote der Kredite der Stufe 2 
gingen weiter zurück, aber die Zahlungsrückstände stiegen allgemein an. 
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Im derzeitigen Zyklus der geldpolitischen Straffung kommt der Anstieg der 
Zahlungsrückstände nicht unerwartet. Der rasche Anstieg der Zinssätze hat dazu beigetragen, 
die Zinsmargen und die Gesamtrentabilität unserer Banken anzuheben, aber dieser Effekt dürfte 
nachlassen, wenn die höchsten Zinssätze an die Einleger weitergegeben werden und einige 
Abwärtsrisiken – vor allem Kredit-, Bewertungs- und Liquiditätsrisiken – zum Tragen 
kommen. 
 
Seit Ende 2021, als wir den Zinsanstieg kommen sahen, haben wir begonnen, uns mit den 
Zinsänderungsrisiken und den Kreditspread-Risiken in den Büchern der Banken zu befassen. 
Bei mehreren standortunabhängigen Tätigkeiten und Aktivitäten vor Ort haben wir eine Reihe 
von Schwachstellen im Risikomanagement der Banken in Bezug auf diese Risiken festgestellt 
und rasche Abhilfe verlangt. Bei dem Stresstest, den wir derzeit mit der Europäischen 
Bankenaufsichtsbehörde durchführen, wird auch die Anfälligkeit der Banken für äußerst raue 
makroökonomische Szenarien, einschließlich eines weiteren Anstiegs des Zinsniveaus, 
bewertet. 
 
Nach den Turbulenzen in den USA haben wir zudem die nicht realisierten Verluste einer 
schärferen Prüfung unterzogen. Die wichtigsten Banken, die wir beaufsichtigen, haben rund 
70 Mrd. EUR an nicht realisierten Verlusten, abzüglich der Sicherungsgeschäfte, bei allen 
Schuldverschreibungen, die sie zu fortgeführten Anschaffungskosten halten. Im Vergleich etwa 
zu den USA mit ihren 620 Mrd. USD an nicht realisierten Verlusten ist dies zusammengefasst 
nicht von Bedeutung, doch können diese Verluste in Verbindung mit Schwächen im Aktiv- und 
Passivmanagement bei einzelnen Banken problematisch sein. Allerdings können wir sagen, 
dass wir in unserer Landschaft keine extremen Geschäftsmodelle wie das der Silicon Valley 
Bank mit äußerst hoher Zinsrisikoexposition oder einer unversicherten, konzentrierten 
Einlagenbasis von großer Bedeutung sehen. 
 
Mit Blick auf die Refinanzierungs- und Liquiditätsrisiken haben wir uns auf die Strategien zum 
Ausstieg der Banken aus den gezielten längerfristigen Refinanzierungsgeschäften (GLRG) 
konzentriert. Die Erstattungen werden kommen, und wir haben bei dieser Prüfung keine 
größeren Probleme festgestellt, wenngleich einige Banken in einem veränderten 
Finanzierungsumfeld natürlich vor Herausforderungen stehen könnten. Wir werden diese 
Prüfung der Finanzierungspläne gegen Ende des Jahres fortsetzen. 
 
Überdies konzentrieren wir uns bei unserer Aufsichtstätigkeit stark auf die Positionen der 
Banken in denjenigen Sektoren, die besonders zinsempfindlich sind, also insbesondere auf 
Gewerbeimmobilien, aber auch auf Wohnimmobilien. Und wir haben auch Empfehlungen an 
die Banken in diesem Bereich ausgesprochen. 
 
Rentabilität: Im ersten Quartal 2023 erlebten wir zum ersten Mal seit Beginn des Zinsanstiegs, 
dass der Anstieg der Finanzierungskosten den Anstieg der Zinserträge überstieg. Wir sehen 
also, dass die Auswirkungen der steigenden Zinssätze sich nun auch auf der Passivseite 
niederschlagen. Im Rahmen unserer Prioritäten beschäftigen wir uns auch intensiv mit 
Geschäftsmodellen, Anfälligkeiten und Governance, vor allem zu einem Zeitpunkt, an dem die 
Banken ihre langfristig eingeschlagene Richtung aufgrund von Klima- und Umweltrisiken 
sowie dem digitalen Wandel ändern. In dieser Hinsicht haben wir eine Reihe von Mängeln 
festgestellt, die wir mit den Banken sehr gezielt verfolgen. 
 
Ein Blick auf die Lehren, die sich aus den Fällen in den USA ergeben, verdeutlicht, dass wir 
immer bereit sein sollten, unseren Regulierungsrahmen auf der Grundlage der gewonnenen 
Erfahrungen zu überprüfen und anzupassen, aber ich denke, dass es ineffizient, wenn nicht 
sogar schlichtweg falsch wäre, ständig zu versuchen, die Regeln zu ändern, um die Risiken 
abzudecken, die durch bankspezifische Schwächen und abseitige Geschäftsmodelle entstehen. 
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Nein, wir können die internationalen Standards nicht auf Banken mit so einem extremen 
Geschäftsmodell wie das der SVB in den USA zuschneiden. Diese Schwächen müssen also 
durch eine wirksame, einschneidende und risikobasierte Aufsicht beseitigt werden, und die 
Aufsichtsbehörden sollten sich befugt und bereit fühlen und befugt und bereit sein, den Druck 
auf die Banken zu erhöhen, um sicherzustellen, dass diese ihre Mängel umgehend beheben. 
Dies ist meines Erachtens die wichtigste Lehre aus dem von der Fed veröffentlichten Bericht. 
 
Tatsächlich haben wir im Vorfeld der aktuellen Turbulenzen nach Möglichkeiten gesucht, um 
die Wirksamkeit unserer Aufsicht zu verbessern. Bereits 2022 beauftragten wir eine 
hochrangige Gruppe internationaler Aufsichtsbehörden mit der Prüfung unserer 
Aufsichtsverfahren, und diese Gruppe veröffentlichte ihren Bericht im April 2023. Mehr oder 
weniger zur gleichen Zeit gingen bei uns auch Berichte der Europäischen Kommission und des 
Europäischen Rechnungshofs ein, und wir nehmen die in diesen Berichten enthaltenen 
Empfehlungen nun sehr ernst und arbeiten hart daran, sie so schnell wie möglich umzusetzen. 
Einige dieser Empfehlungen beziehen sich auf Schwachstellen, die wir bereits erkannt hatten 
und an denen wir schon arbeiten; dies gilt insbesondere für unsere Bemühungen, die 
Wirksamkeit unseres Aufsichtsverfahrens zu stärken, gezielter auf Risiken auszurichten und 
eine klare schrittweise Verschärfung der aufsichtlichen Maßnahmen festzulegen. Im Fall der 
SVB hat die US-Notenbank darauf hingewiesen, dass Schwachstellen zwar erkannt wurden, es 
aber zu lange gedauert hat, bis verschärfte Durchsetzungs- und Abhilfemaßnahmen ergriffen 
wurden. Das ist ein Aspekt, den wir, ehrlich gesagt, auch in unserem Haus prüfen und 
verbessern müssen. Weitere Anstrengungen zur Verbesserung unserer Effizienz, Transparenz 
und Vorhersehbarkeit gemäß den Vorschlägen sind im Gange. Wir tragen den Bemerkungen 
des Europäischen Rechnungshofs gebührend Rechnung, sind dabei allerdings nach wie vor 
überzeugt, dass unser Ansatz in Bezug auf notleidende Kredite umfassend und verhältnismäßig 
und wahrscheinlich die beste Handlungsmöglichkeit war, die uns zur Verfügung stand, um 
entsprechend den Ereignissen in den letzten Jahren notleidende Kredite deutlich zu verringern. 
 
Mit Blick auf die Regulierungsagenda unterstützen wir die Vorschläge der Kommission zum 
Krisenmanagement und zur Einlagensicherung nachdrücklich. Ich denken, sie berücksichtigt 
darin die jüngsten Erfahrungen und wirkt praktischen Sachverhalte entgegen, die die 
Bemühungen der Behörden um einen reibungslosen Marktaustritt ausfallender Banken 
erschweren. Daher unterstützen wir die Ausweitung des Einsatzes von 
Abwicklungsinstrumenten, um das Spektrum der Banken, die abgewickelt werden, zu 
erweitern. Dies erfordert auch realistische Lösungen, um den Zugang zu Finanzmitteln im 
Abwicklungsfall zu erleichtern und somit den Vorschlag der Kommission aufzugreifen, sodass 
im Abwicklungsfall ein größerer Beitrag aus Einlagensicherungssystemen geleistet werden 
kann, was wiederum eine harmonisierte Kostenoptimierungsprüfung und eine einstufige 
Vorrangstellung der Einleger erfordert. Dies ist im Wesentlichen ein Paket, das über eine starke 
interne Kohärenz verfügt, und es wäre wichtig, dies beizubehalten und die Vorschläge 
idealerweise noch in der aktuellen Legislaturperiode endgültig festzulegen. 
 
Ich gratuliere dem Verhandlungsteam für die Finalisierung der Basel-III-Reformen des 
Bankenpakets. Wir waren stark auf eine rechtzeitige Umsetzung konzentriert und sind äußerst 
froh, dass wir nun auf die Umsetzung zum 1. Januar 2025 hinarbeiten. Wir begrüßen also die 
Einigung. Natürlich müssen wir die technischen Details prüfen, aber wir sind froh, dass dieses 
Paket abgeschlossen ist, und natürlich bleiben wir weiterhin in denjenigen Bereichen wachsam, 
in denen bestimmte Risiken bestehen könnten, die durch die Umsetzung des Pakets womöglich 
nicht abgedeckt werden, aber wir sehen das Ergebnis sehr positiv. 
 
Sehr positiv bewerten wir vor allem die Änderungen der Eigenkapitalrichtlinie (CRD) im 
Bereich der ökologischen, sozialen und governance-bezogenen Tätigkeiten, der 
Harmonisierung der Vorschriften zur fachlichen Qualifikation und persönlichen 
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Zuverlässigkeit und der Mindestanforderungen an Zweigstellen von Drittlandsbanken, alles 
Punkte, die für uns von hoher Priorität waren. Vielen Dank. Dabei will ich es belassen. 
1-005-0000 
Luděk Niedermayer (PPE). – Zunächst einmal, Herr Vorsitzender, ist es schön, dass Sie uns 
hier wieder beehren. Ich bin sehr dankbar, dass Ihr Optimismus, den Sie letztes Mal bekundet 
haben, offensichtlich nicht verfehlt ist. Und angesichts der Bedingungen im europäischen 
Bankwesen ist die Lage allem Anschein nach tatsächlich recht gut. 
 
Ich möchte eine erste Frage stellen – ich habe zwei Fragen und möchte mit dieser ersten 
beginnen: Wenn wir nochmals auf die Lage der Banken zurückkommen, so gibt es, wie ich 
annehme, gewisse Risikofaktoren – Sie erwähnten die hohen Zinssätze. Es ist erfreulich, dass 
Sie die nicht realisierten Verluste irgendwie unter Kontrolle haben. Aber die hohen Zinssätze 
könnten uns für längere Zeit erhalten bleiben. Dies ist eines der Risiken. Ein zweites 
erkennbares Risiko ist die Tatsache, dass zumindest in einigen wichtigen EU-Volkswirtschaften 
die Wachstumsaussichten weniger positiv sind, als man erwarten würde. Es scheint mir also, 
dass uns zumindest in den nächsten Quartalen oder Jahren eine gedämpfte Wirtschaftstätigkeit 
bevorsteht. Und das dritte Risiko – und darüber haben wir eingangs gesprochen – ist die 
manchmal äußerst hohe Volatilität des Marktes, die durch bestimmte Faktoren wie eine 
Vertrauenskrise ausgelöst wird und die bei richtigem Umgang damit sehr kurz ausfallen kann, 
manchmal aber auch länger anhält. Welches dieser Risiken kann Ihrer Meinung die größte 
Gefahr für die europäischen Banken darstellen und gibt es Möglichkeiten, diese Risiken zu 
verringern? 
1-006-0000 
Andrea Enria, Vorsitzender des Aufsichtsgremiums der Europäischen Zentralbank. – Vielen 
Dank für Ihre schwierige Frage. Ich würde sagen, dass der Übergang zu einem Umfeld mit 
höheren Zinsen für die Banken unterm Strich bisher positiv war. Aber ja, eine, sagen wir, 
Verschlechterung der Qualität der Vermögenswerte wird es geben. Das ist zu erwarten. Derzeit 
weisen die Modelle für dieses Jahr und den Beginn des nächsten Jahres noch darauf hin, dass 
die potenzielle Verschlechterung der Qualität der Aktiva bis zu einem gewissen Grad durch die 
positiven Auswirkungen auf die Zinsmargen ausgeglichen wird. Wir müssen auch in Bezug auf 
die Zuverlässigkeit unserer Modelle, die sich natürlich auf Daten aus der Vergangenheit stützen, 
als Ausfallquoten sehr niedrig waren, eine gewisse Vorsicht walten lassen und folglich eine 
gewisse Skepsis gegenüber unseren eigenen Modellen und denen der Banken wahren. Auch 
beim Wachstum steht eine weniger positive Entwicklung zu erwarten. 
 
Von den drei erwähnten Risiken beunruhigt mich am meisten der plötzliche 
Stimmungsumschwung an den Märkten – wie wir ihn im März erlebt haben –, wenn die Märkte 
plötzlich von der Betrachtung der Bankbilanzen, also derselben Indikatoren, die wir uns 
ansehen – Eigenkapitalquoten, Liquiditätskennzahlen und dergleichen – umschwenken auf 
Marktbewertungen und jeden Fall geringer Rentabilität zu einer Art existenzieller 
Herausforderung für die Banken hochstilisieren. Diese Art von Stimmungsumschwüngen am 
Markt kann sehr zerstörerisch sein. Da gibt es Zyklen, deren Entwicklung wir beobachten 
können, zwischen den Preisen auf CDS-Märkten, sehr seichten und illiquiden 
Eigenkapitalmärkten, und dem Abzug von Einlagen, die sehr destruktiv sein können. Meiner 
Meinung nach sollten wir dies also im Auge behalten, und das tun wir auch, und natürlich legen 
wir den Banken nahe, das ebenfalls zu tun. 
1-007-0000 
Luděk Niedermayer (PPE). – Vielen Dank, wenn ich daran anknüpfen darf: Wie Sie wissen, 
nehmen wir die Arbeit an dem CMDI-Vorschlag auf und mir scheint, dass diesbezüglich die 
Sichtweise „Ja, aber“ herrscht. Da wird es viele Einwände aus verschiedenen Kreisen geben. 
Welcher Aspekt ist Ihrer Meinung nach das stärkste Argument dafür, entschlossen vorzugehen 
und die Schwierigkeiten zu überwinden? Meinen Sie, der entscheidende Punkt ist die 
Einsparung von Steuergeldern, die Schaffung ausgeglichenerer Wettbewerbsbedingungen auf 
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dem Markt oder die Sorge für mehr Planungssicherheit? Was wäre also für Sie das 
Hauptargument, um Leute dazu zu bewegen, die Schwierigkeiten zu bewältigen und sich um 
eine relativ zügige Einigung zu bemühen, vorausgesetzt, Sie teilen meine Ansicht, dass es 
wichtig ist, den Vorschlag durchzubringen, weil er gut durchdacht und gut ausgearbeitet ist. 
1-008-0000 
Andrea Enria, Vorsitzender des Aufsichtsgremiums der Europäischen Zentralbank. – 
Zunächst möchte ich darauf hinweisen, dass dieses Paket keine Änderung der strikten Haltung 
der Gesetzgeber gegenüber der Vermeidung der Verwendung von Steuergeldern zur 
Bankenrettung umfassen sollte. Die Frage ist also, wie wir den Handlungsspielraum, der uns 
zur Verfügung steht, optimal ausnutzen können. Und mit etwas Abstand betrachtet haben wir 
im einheitlichen Abwicklungsfonds und in den nationalen Einlagensicherungssystemen 
beträchtliche Mittel, die von den Banken selbst eingezahlt werden. Ich habe die genauen Zahlen 
gerade nicht im Kopf, aber ich glaube, es handelt sich dabei in etwa um 150 Mrd. Euro; damit 
bewegen wir uns in der gleichen Größenordnung – jetzt wahrscheinlich sogar noch höher – wie 
unsere Kollegen in den USA. Die Sache ist die, dass die Behörden bei den derzeitigen 
Regelungen keine Möglichkeit haben, die Nutzung dieser Mittel tatsächlich auf 
kostengünstigster Basis zu aktivieren, um eine möglichst glatte Lösung für den Marktausstieg 
der Banken sicherzustellen. 
 
Die drei Vorschläge der Kommission sind demnach meiner Meinung nach faktisch miteinander 
verbunden. Mehr Abwicklungen, stärkere Harmonisierung der Eingriffsmöglichkeiten der 
Einlagensicherungssysteme, auch zur Überbrückung für den Zugang zum Abwicklungsfonds, 
und Harmonisierung der Kostenoptimierungsprüfungen. Damit würde es uns ermöglicht, diese 
Mittel wirksamer zu nutzen, um einen reibungslosen Marktausstieg sicherzustellen, sagen wir 
etwa durch den Verkauf von Geschäftsbereichen, z. B. Überbrückungsbanken, wie in den USA, 
sodass die Nutzer, die Kunden der Banken – Einleger und Kreditnehmer – von den Vorgängen 
bei ihrer Bank nicht einmal etwas merken und der Steuerzahler keine Rechnung zu begleichen 
hat. Das sind also die drei Vorschläge in diesem Paket, und ich möchte Sie bitten, sie 
gemeinsam zu prüfen. 
1-009-0000 
Jonás Fernández (S&D). – Guten Tag und herzlich willkommen, Herr Enria. Ich habe zwei 
Fragen.  
 
Seit heute Morgen kennen wir den Vorschlag der Kommission über den digitalen Euro. In 
diesen Monaten des Pilotprojekts hat uns Fabio Panetta den Ablauf erläutert und heute wurde 
uns der Legislativvorschlag präsentiert.  
 
Meine erste Frage wäre, inwieweit der einheitliche Aufsichtsmechanismus in die 
Vorbereitungsarbeiten für die Einführung des digitalen Euro einbezogen wurde, da diese 
zweifelsohne Herausforderungen in Bezug auf die Finanzstabilität mit sich bringt oder bringen 
kann. Ich würde gerne wissen, inwiefern der Vorschlag bei der Gestaltung aus Sicht der 
Finanzstabilität betrachtet wurde.  
 
Meine zweite Frage betrifft die Fähigkeit zur Gewinnerzielung, nicht nur bei den Banken, 
sondern bei den Zentralbanken. In den vergangenen Wochen haben wir erfahren, welche 
Verluste die Zentralbanken verbucht haben, nachdem jahrelang verschiedene Formen der 
expansiven Geldpolitik verfolgt und jüngst rasche Zinserhöhungen beschlossen wurden. 
Inwiefern können die potenziellen Verluste der Zentralbanken Probleme im Hinblick auf die 
Stabilität des Finanzsystems oder des Bankensektors hervorrufen, unabhängig davon, ob die 
Aufsicht über die eigenen Geschäftsbanken relativ gut funktioniert? 
1-010-0000 
Andrea Enria, Vorsitzender des Aufsichtsgremiums der Europäischen Zentralbank. – Vielen 
Dank für Ihre Frage. Was den digitalen Euro betrifft, unsere Kollegen der Aufsichtsbehörden 
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der EZB und des einheitlichen Aufsichtsmechanismus waren in der Tat beteiligt – aber natürlich 
sind wir nicht der Motor: Dieses Projekt wird von unseren zentralbankseitig tätigen Kollegen 
der Europäischen Zentralbank geleitet, aber Sachverständige – beispielsweise Fabio Panetta – 
sind zu unserem Aufsichtsrat gekommen und haben uns über die Entwicklung des Projekts 
unterrichtet. Und wir hatten Gelegenheit über unsere Sachverständigen an dem Prozess 
mitzuwirken und werden dies auch weiterhin tun, denn noch befindet sich die EZB in der 
Entwurfsphase, die mit der Entscheidung des EZB-Rates im Herbst dieses Jahres abgeschlossen 
wird. 
 
Wir vertreten in dieser Debatte, wie Sie sagen, die Stabilitätsperspektive. Die größte Sorge, die 
auch von den Banken aufgeworfen wird, betrifft die Fragen: Was passiert, wenn die Märkte 
unter Druck geraten und die Bürger, die Einleger, sich in Sicherheit flüchten, indem sie ihre 
Einlagen von den Geschäftsbanken abziehen und auf die digitale Währung der Zentralbank 
verlagern, und könnte die CBDC daher allein durch ihre Existenz ein destabilisierender Faktor 
sein? Ich denke, dass unsere mit dem Zentralbankwesen befassten Kollegen sehr darauf achten, 
die Gestaltungsmerkmale des digitalen Euro so auszulegen, dass diese Risiken reduziert und 
nahezu eliminiert werden. Bei diesen Merkmalen handelt es sich in erster Linie um die 
quantitativen Grenzen, die so kalibriert sind, dass Sie im Wesentlichen auf die derzeit auf dem 
Markt verfügbaren Barmittel abzielen. Es geht also darum, ein Instrument bereitzustellen, das 
den digitalen Präferenzen der Bürger im Zahlungsverkehr folgen kann, und eine Art 
gesetzliches Zahlungsmittel mit digitalem Charakter zu bieten, das im gesamten Euroraum 
verwendet werden kann. 
 
Die Merkmale für Entgeltzahlungen werden ebenfalls sehr wichtig sein, da sie natürlich einen 
weiteren wichtigen Anreiz darstellen. Andererseits müssen natürlich die Banken in die 
Verteilung weiter einbezogen werden. Die EZB wird also nicht an erster Stelle für die 
Verteilung dieses Produkts zuständig sein, sondern dies wird den Banken überlassen, die die 
Hauptschnittstelle zu den Kunden bilden. Daher bin ich überzeugt, dass die genannten Aspekte 
mit diesen Merkmalen maßgeblich berücksichtigt werden, ich denke aber, dass die EZB auch 
plant, darüber und über die Folgenabschätzungen, die beim Finalisieren der Entwurfsphase des 
digitalen Euro durchgeführt werden, aufzuklären. 
1-011-0000 
Jonás Fernández (S&D-Fraktion). – Ja, ich hatte noch eine Frage zu den Verlusten, die bei 
den Zentralbanken zu erwarten sind. 
1-012-0000 
Andrea Enria, Vorsitzender des Aufsichtsgremiums der Europäischen Zentralbank. – Nun, 
tatsächlich ist klar, dass Zentralbanken, die im Rahmen ihrer Ankaufsprogramme in 
Wertpapiere investiert haben, Verluste erleiden können, sobald sich das Zinsumfeld deutlich 
verändert. Dies wirkt sich nicht direkt auf die finanzielle Stabilität aus, so interpretiere ich es 
zumindest. Natürlich bin ich kein Zentralbanker – ich werde von der Zentralbank bezahlt und 
arbeite in der Zentralbank, aber ich befasse mich nicht mit den Zentralbankhaushalten –, in der 
Tat haben aber Verluste der Zentralbanken keine direkten Auswirkungen auf die Fazilitäten der 
Banken oder auf den Zugang zu Liquidität für Geschäftsbanken. Mit Blick auf die 
Auswirkungen auf den Bankensektor sehe ich daher keine Folgen. 
1-013-0000 
Eva Maria Poptcheva (Renew). – Vielen Dank, dass Sie heute hier bei uns sind, Herr Enria. 
Meine Frage bezieht sich auf die Anpassung der Bankenzinssätze an die Marktzinssätze, 
insbesondere im Falle von Spanien.  
 
Einer kürzlich veröffentlichten Studie der Banco de España zufolge sind im Euro-
Währungsgebiet insgesamt die durchschnittlichen Kosten für neue Darlehen, die Familien für 
den Erwerb von Wohngebäuden gewährt wurden, zwischen Januar 2022 und April 2023 um 
rund zwei Prozentpunkte gestiegen. In Spanien sehen die Daten ähnlich aus.  
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Während die Vergütung der neuen Termineinlagen im Euro-Währungsgebiet insgesamt auch 
um mehr als zwei Prozentpunkte gestiegen ist, waren es in Spanien jedoch nur 
1,36 Prozentpunkte, also 73 Basispunkte weniger als im restlichen Euro-Währungsgebiet. Von 
den vier größten Ländern der Europäischen Union wurde in Spanien der geringste Anstieg der 
Vergütung von Einlagen verzeichnet.  
 
Daher wollte ich Sie fragen, Herr Enria, woran es liegt, dass die spanischen Banken die 
Erhöhung der Zinssätze so langsam an die Vergütung der Einlagen weitergeben und dass die 
Zinsen auf Hypothekendarlehen stärker ansteigen als die Vergütung der Einlagen. 
1-014-0000 
Andrea Enria, Vorsitzender des Aufsichtsgremiums der Europäischen Zentralbank. – Vielen 
Dank für Ihre Frage. 
 
Lassen Sie mich mit einem Gesamtüberblick beginnen. In einer Situation, in der die Zinssätze 
zurückgingen, sogar bis hin zu Negativzinsen, gerieten natürlich die Gewinnspannen der 
Banken stark unter Druck und es ergaben sich erhebliche Herausforderungen bei der 
Rentabilität, auch weil die Banken die negativen Zinssätze in den meisten Fällen nicht 
weitergaben. Erst in den letzten Monaten fand diese Entwicklung bei den eigenen Kunden statt. 
 
Nachdem jetzt die Zinssätze steigen, findet natürlich eine automatischere Anpassung auf der 
Aktivseite statt, wo viele Verträge manchmal variabel verzinst sind, sodass es keine 
automatische Anpassung mehr gibt. Gleichzeitig können die Banken auf der Einlagenseite in 
gewissem Maß ihre Beziehungen zu den Einlegern und in einigen Fällen auch ihre Marktmacht 
nutzen, um die Anpassung der Zinssätze aufzuschieben. In jedem Fall ist zu erwarten, dass sich 
dieser Effekt der Ausweitung der Gewinnspannen nach einer gewissen Zeit wieder abschwächt, 
wenn sich die Einleger nach rentableren Anlageformen jenseits von Einlagen bei 
Geschäftsbanken umsehen und die Banken sich um mehr Wettbewerbsfähigkeit bemühen und 
beginnen, ihren Kunden höhere Zinssätze zu bieten, um sie zu halten. Dies ist also der Prozess, 
den wir beobachten. 
 
Es gibt allerdings Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten, und manchmal spiegeln diese 
auch das unterschiedliche Umfeld wider, das auf den Einzelhandelsmärkten im Euroraum 
immer noch besteht. Da sind beispielsweise Länder wie Frankreich, wo es ausschließlich 
langfristige Hypotheken, Verträge, mit festen Zinssätzen gibt, und auf der Einlagenseite wirkt 
sich das Sparbuch A direkt aus, d. h. die von den Behörden beschlossenen Verwaltungszinsen, 
was die Möglichkeiten der Banken, von dieser Ausweitung der Margen zu profitieren, stark 
einschränkt. In anderen Ländern ist man viel stärker auf Hypotheken mit variablen Zinssätzen 
angewiesen und vielleicht ist die Marktkonzentration größer oder die Banken haben mehr 
Macht, die Weitergabe an die Einleger zu verzögern. Das ist also eine Auswirkung der 
vorherrschenden Marktstruktur. 
 
Unsere Kollegen in der Zentralbank sind natürlich sehr daran interessiert, dass der Zinseffekt 
der Geldpolitik gleichermaßen schnell und effektiv an Einleger und Kreditnehmer 
weitergegeben wird. Für mich als Aufsichtsperson ist ein stärker integrierter europäischer 
Markt, in dem es mehr Homogenität bei Vertragsarten und mehr Wettbewerb zwischen den 
Banken auch über Mitgliedstaaten hinweg gibt, ein Ziel, aber wir sind noch nicht so weit. 
1-015-0000 
Eva Maria Poptcheva (Renew). – Ich habe eine kurze zweite Frage zum Anstieg der Löhne. 
Natürlich beobachten wir, dass die Inflation rückläufig ist: Im Euro-Währungsgebiet ist sie 
bereits von 10,2 % auf 6,1 % und in Spanien sogar auf 3,2 % gesunken, jedoch haben wir unser 
Ziel einer Inflationsrate von 2 % immer noch nicht erreicht.  
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Wir sehen deutlich, wie die Löhne im Euro-Währungsgebiet an Kaufkraft verlieren, doch 
gerade gestern wies Präsidentin Lagarde darauf hin, dass eine allgemeine Lohnsteigerung nach 
diesem Jahr der Inflation uns im Grunde in eine Inflationsspirale bringen könnte. Deshalb 
wollte ich Sie fragen, ob Sie der Ansicht sind, dass eine allgemeine Lohnsteigerung erfolgen 
sollte, oder ob dies ein Risiko darstellt und wir eher eine Lohnsteigerung für die am stärksten 
gefährdeten Personen in Betracht ziehen sollten. 
1-016-0000 
Andrea Enria, Vorsitzender des Aufsichtsgremiums der Europäischen Zentralbank. – Vielen 
Dank für Ihre Frage. 
 
Nun ja, sagen wir, ich betrachte das Thema aus der engen Sicht einer Aufsichtsperson, wenn 
Sie mir das erlauben. Aus Sicht der Banken ist der Anstieg der Inflation und möglicherweise 
der verzögerte oder langsamere Anstieg der Löhne natürlich ein Problem der Qualität der 
Vermögenswerte. Das verfügbare Einkommen der Haushalte sinkt, was sich auf die Fähigkeit 
von Kreditnehmern auswirken könnte, ihre Kredite zurückzuzahlen, und das wirkt sich auf die 
Qualität der Vermögenswerte aus. 
 
Wenn man das Argument umdreht, gilt das Gleiche natürlich auch für Unternehmen und KMU. 
Wenn die Kosten für Rohstoffe und die Löhne erheblich steigen, dies aber nicht durch Gewinne 
ausgeglichen wird, kann sich dies auf die Preise auswirken, die Auswirkungen sind also auch 
dort zu spüren. Die Frage ist demnach: Wie kann sich die Inflation auf die Fähigkeit von 
Kunden auswirken, ihre Kredite zurückzuzahlen? Die Erhöhung der Zinssätze, die ein Mittel 
zur Bekämpfung der Inflation ist, wirkt sich natürlich auch auf die potenzielle 
Rückzahlungsfähigkeit von Haushalten und Unternehmen aus. Das ist also der wichtigste 
Ansatzpunkt. 
 
Wenn man sich dann die Bilanzen der Banken ansieht, kann es natürlich sein, dass auch die 
Banken eine Erhöhung ihrer Kostenbasis aufgrund steigender Löhne erleben. Und dies ist leider 
kein sehr positiver Ausgangspunkt, denn das Kosten-Ertrags-Verhältnis der europäischen 
Banken ist bereits ziemlich hoch. Wir haben bereits einen Durchschnitt von 62 % oder 63 %, 
und das ist hoch. Wenn wir also einen strukturellen Kostenanstieg haben, könnte sich dies auf 
die Fähigkeit der Banken auswirken, Gewinne zu erzielen. 
 
Insgesamt sind dies aus Aufsichtssicht die wichtigsten Aspekte der negativen Auswirkungen, 
die sich für Banken durch die Inflationsentwicklung und ihre Folgen für die Löhne ergeben 
könnten. 
1-017-0000 
Michiel Hoogeveen (ECR). – Vielen Dank, Frau Vorsitzende, und vielen Dank, Herr Enria, 
dass Sie heute bei uns sind. 
 
Ich möchte an die Frage meines Kollegen von der S&D-Fraktion anknüpfen, denn letzte Woche 
haben wir erlebt, dass der Bundesrechnungshof davor gewarnt hat, dass die Bundesbank 
möglicherweise sogar Rettungsmaßnahmen zur Deckung der Verluste aus dem 
Ankaufprogramm von Schuldverschreibungen der EZB benötigt, weil die EZB im letzten 
Jahrzehnt Billionen Euro an billigem Geld in unser Finanzsystem gepumpt hat, um die 
Wirtschaft des Euroraums über Wasser zu halten. Um dies in die richtige Relation zu setzen: 
Die EZB hat riesige Mengen an Schuldverschreibungen gekauft, um die Fremdkapitalkosten zu 
senken, was als Politik der quantitativen Lockerung bekannt ist. Dies war der Hauptauslöser 
der Inflation, und schließlich löst die EZB Alarm aus und erhöht die Zinssätze in Rekordzeit. 
Nachdem die nationalen Zentralbanken die Zinssätze erhöht haben, um die zügellose Inflation 
zu bekämpfen, müssen sie jetzt den Geschäftsbanken enorme Zinszahlungen für Einlagen 
leisten, die die Institute selbst durch massiven Ankauf von Schuldverschreibungen und billige 
Kredite geschaffen haben. 
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Ironischerweise trifft dies wahrscheinlich die Zentralbanken der steuerlich vorsichtigeren 
Länder – die Niederlande, mein Land, bzw. Deutschland – am härtesten, weil sie einen großen 
Teil dieser Einlagen und der Schuldverschreibungen, die im Auftrag der EZB gekauft wurden, 
zu Null- oder Negativrenditen halten. Und neben der Bundesbank hat auch die niederländische 
Zentralbank offen bekundet – ich glaube, das war im März, – dass sie dramatische Jahre und 
historische Verluste erwartet. 
 
Meine Frage an Sie lautet also: Warum sollte die Belastung der niederländischen Zentralbank, 
oder in diesem Fall der Bundesbank, wegen der erhöhten Zinssätze, die die EZB den 
Geschäftsbanken zahlt, möglicherweise vom Steuerzahler getragen werden? 
 
Besteht außerdem nicht auch die Möglichkeit, dass die EZB beschließt, die Zinsen für einen 
Teil der Zentralbankreserven aufzuheben oder zu senken? 
1-018-0000 
Andrea Enria, Vorsitzender des Aufsichtsgremiums der Europäischen Zentralbank. – Nun, 
außerhalb dieser Anhörung würde ich mich sehr gerne mit Ihnen darüber austauschen und Ihnen 
meine persönliche Meinung darlegen. Aber natürlich kann ich mich in meiner Rolle als Leiter 
des Aufsichtsorgans der EZB nur sehr schwierig zu Themen zu äußern, die nicht in meinen 
Aufgabenbereich fallen. 
 
Ich kann nur so viel sagen – und da wiederhole ich mich in gewissem Maße –, sagen wir es so: 
Zum Glück bin ich nicht für die Solvenz der Zentralbanken verantwortlich, sondern nur für die 
Solvenz der Geschäftsbanken. Aber dennoch bin ich der Auffassung – so viel kann ich sagen –
, dass diese Bewertung in jedem Fall mit Blick auf den gesamten Konjunkturzyklus erfolgen 
muss, wobei auch die Gewinne, die die Zentralbanken im Laufe der Zeit durch 
Gewinnausschüttungen für die nationalen Haushalte erwirtschaftet haben, untersucht werden 
müssen sowie der geldpolitische Kurs auf seine Angemessenheit hin bewertet werden muss. An 
diesen beiden Maßstäben sollte meiner Meinung nach das Verhalten der Zentralbank gemessen 
werden. 
 
Jedoch ist es auch hier nicht meine Aufgabe, dies näher zu erläutern. 
1-019-0000 
Chris MacManus (The Left). - Vielen Dank, Frau Vorsitzende, und vielen Dank, Herr Enria, 
für Ihre offenen Anmerkungen und Ihre Antworten heute. 
 
Wie wir alle wissen, sind steigende Zinssätze nicht nur ein theoretisches Problem. Sie stellen – 
wie die EZB sicherlich weiß – ein sehr reales Problem für die Wirtschaft und die Gesellschaft 
insgesamt dar, und diejenigen, die die Auswirkungen am stärksten zu spüren bekommen, sind 
natürlich die Hypothekennehmer. 
 
In meinem Land gibt es eine Gruppe von Hypothekennehmern, die dies mehr als die meisten 
anderen zu spüren bekommen. Diese Hypothekenbesitzer werden von „Geierfonds“ („vulture 
funds“), die die Zinssätze über das Maß hinaus erhöhen, das die großen Banken derzeit bieten, 
in Geiselhaft genommen. Das ist ungerecht, und niemand scheint dies ansprechen zu wollen 
und bereit zu sein, die Verantwortung dafür zu übernehmen. Meiner Meinung nach liegt das 
nicht zuletzt an der EZB, die in der Vergangenheit gesagt hat, dass es wichtiger ist, die Banken 
zu schützen als die Hypothekennehmer, Bürger, Arbeitnehmer und Verbraucher. Wenn die 
Zinssätze weiter steigen, könnte uns also eine weitere Welle von Hypothekenpleiten 
bevorstehen. 
 
Meine Frage ist also: Wird die EZB dem Abbau der sogenannten notleidenden Kredite wieder 
Vorrang vor allen anderen Überlegungen einräumen? 
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1-020-0000 
Andrea Enria, Vorsitzender des Aufsichtsgremiums der Europäischen Zentralbank. - Ich 
möchte mit ein paar Worten auf Ihre Auslegung der EZB-Politik zurückkommen. Es stimmt, 
dass sich im letzten Zyklus – wir erinnern uns – einige notleidende Kredite angehäuft haben, 
bevor der EZB die Aufsicht übertragen wurde. Die EZB musste sich mit einem Problem 
befassen, das für alle Beteiligten negative Auswirkungen mit sich brachte. Es brachte negative 
Auswirkungen für die Hypothekarkreditnehmer mit sich, die ihre Kredite nicht zurückzahlen 
konnten und deren Kredite bereits notleidend waren. Es brachte negative Auswirkungen mit 
sich, weil die Bilanzen der Banken unzählige notleidende Krediten aufwiesen und sie nicht in 
der Lage waren, neue Kredite zu vergeben und die Erholung nach der Krise zu unterstützen. 
Und das Ganze hatte extrem negative Auswirkungen für alle Bürger. 
 
Die EZB entschied sich dann dazu – Sie haben recht –, den Ansatz zu verfolgen, dass die 
Banken gedrängt werden würden, ihre Bilanzen zu bereinigen. Ich bin froh und in gewissem 
Maße auch stolz darauf, dass dies gelungen ist, ebenso wie es uns gelungen ist, einen Rahmen 
zu schaffen, in dem es gar nicht mehr so weit kommen kann, und die Banken gezwungen sind, 
sehr früh auf ihre Kunden zuzugehen, wenn ihnen Anzeichen einer Verschlechterung bekannt 
sind. Das Schlimmste, was passieren kann, ist, dass die Banken Probleme mit der Kreditqualität 
nicht proaktiv angehen, sich nicht mit den Kunden in Verbindung setzen, wenn sie Anzeichen 
für Zahlungsverzögerungen oder Zahlungsschwierigkeiten sehen, und den 
Hypothekarkreditnehmern keine Lösungen für eine Umschuldung, d. h. eine Umstrukturierung 
des Kredits anbieten, die es dem Kunden ermöglicht, seine Wohnung weiter zu halten sowie 
seine Zahlungsfähigkeit zu erhalten. Ziemlich genau so sah die Politik, die wir entworfen haben, 
aus. 
 
Das Parlament selbst und auch der Rat – denn es wurde ein entsprechendes Gesetz 
verabschiedet – haben spezielle Regeln eingeführt, die von den Banken verlangen, bei 
notleidenden Krediten proaktiv vorzusorgen, um eine erneute unkontrollierte Anhäufung 
notleidender Kredite zu vermeiden. Je mehr wir es also schaffen, die Verschlechterung der 
Kreditqualität proaktiv zu steuern und den Kunden Lösungen anzubieten, desto mehr helfen wir 
den Kunden und den Hypothekarkreditnehmern und desto weniger bilden wir einen Rückstau 
an notleidenden Krediten, der unsere Wirtschaft behindert. Ich denke also, dass sich unsere 
Politik in eine Richtung entwickelt, die es uns ermöglichen sollte, eine zukünftige Rezession 
viel besser zu überstehen als in der Vergangenheit. 
1-021-0000 
Chris MacManus (The Left). - Ich danke Ihnen dafür. Aus dem, was Herr Enria gesagt hat, 
entnehme ich, dass die EZB nach wie vor kommerziellen Erwägungen Vorrang vor anderen 
Überlegungen einräumen wird. 
 
Ich bin davon überzeugt, dass dies meine Heimat in eine sehr verzwickte Lage bringt: Weil die 
irischen Banken zusammengebrochen sind, haben die Menschen ihren Arbeitsplatz verloren, 
sind sodann mit ihren Hypothekenzahlungen in Verzug geraten, und weil sie in Verzug geraten 
sind, haben die Banken ihre Hypotheken an Geierfonds verkauft. Jetzt sind sie in dieser 
Zwickmühle gefangen und können nicht entkommen, weil die Zinsen der Geierfonds immer 
weiter steigen. 
 
Meine zweite Frage an Herrn Enria lautet also: Wie beurteilen Sie die sozialen Auswirkungen 
der Maßnahmen der EZB, die – so sagt man – darauf abzielen, die Stabilität der Banken zu 
schützen? 
1-022-0000 
Andrea Enria, Vorsitzender des Aufsichtsgremiums der Europäischen Zentralbank. – Haben 
Sie vielen Dank. Offensichtlich habe ich meine Position hier nicht genau genug erläutert.  
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Ich möchte damit sagen, dass man natürlich keine andere Wahl hat, wenn man mit einer Billion 
notleidender Kredite, die die Kreditvergabe in der Wirtschaft blockieren, konfrontiert ist. Also 
hat die EZB das einzig Mögliche getan, nämlich den Banken alle möglichen 
aufsichtsrechtlichen Anreize zu geben, damit sie ihre Bilanzen bereinigen und wieder 
funktionsfähig werden, um wieder in der Lage zu sein, Kredite zu vergeben. Und 
selbstverständlich haben wir die nationalen Initiativen der Parlamente und der 
Verbraucherschutzbehörden sehr unterstützt, um so weit wie möglich zu verhindern, dass diese 
Maßnahmen der Banken den Kunden, insbesondere den Kunden, die mit Schwierigkeiten zu 
kämpfen haben, unbillig schaden.  
 
Es geht in Zukunft darum, eine Politik zu entwickeln, mit der sich verhindern lässt, dass wir 
wieder in diese Lage kommen. Wenn Sie also eine Politik verfolgen, bei der die Bank den 
Kunden kontaktiert, sobald Anzeichen von Zahlungsunfähigkeit zu erkennen sind, und in der 
Lage ist, den Kredit neu zu strukturieren oder umzuschulden oder den Zinssatz zu ändern, damit 
der Kunde wieder zahlen kann, dann ist der Kunde besser dran. Dann ist das das Ende der 
Geierfonds. Es kommt nicht zur Zahlungsunfähigkeit, denn indem Sie proaktiv auf den Kunden 
zugehen, können Sie das Problem an der Wurzel packen. Es geht also eigentlich um die 
Verzögerungen vonseiten der Banken. Die Banken konzentrieren sich zu sehr auf die finanzielle 
Perspektive, anstatt proaktiv auf die Kunden zuzugehen und die Kredite neu zu strukturieren. 
Meiner Meinung nach ist der größte Schaden für die Kunden auf dieses Verhalten 
zurückzuführen. Und ich denke, dass die Banken aufgrund des derzeitigen Umfelds in diesem 
Punkt sensibler vorgehen als früher. 
 
Wir sind eine Aufsichtsbehörde, daher können wir selbstverständlich nicht im Detail bei 
Vertragsklauseln eingreifen, die für die Kunden schädlich sein könnten. Wir können auch nicht 
eingreifen, wenn diese Vermögenswerte an Gegenparteien verkauft werden, die räuberisches 
Verhalten an den Tag legen oder weniger den Blick auf die Bedingungen vonseiten der Kunden 
haben. Aber ich bin der Auffassung, dass in der Gesetzgebung oder in den Instrumenten, die 
von den Verbraucherschutzbehörden in diesem Bereich eingesetzt werden, Elemente zum 
Schutz der Kunden vorgesehen werden sollten. 
1-023-0000 
Danuta Maria Hübner (PPE). - Ich weiß, dass ich eine Minute Zeit habe und nur eine einzige 
Frage stellen darf, also möchte ich Sie kurz nach Großbritannien entführen und Folgendes 
fragen: Vor kurzem wurde berichtet, dass die britischen Behörden beschlossen haben, das erste 
Ziel, das sowohl von der PRA als auch von der FCA verfolgt wird, durch das zweite Ziel – 
nämlich Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit – zu ergänzen. Könnten Sie sich dazu äußern 
und vielleicht auch die Gelegenheit nutzen, um etwas über Ihre heutige Zusammenarbeit mit 
der PRA zu sagen sowie allgemein über die Bedeutung der Absichtserklärung, die wir – so weit 
ich weiß – unterzeichnet haben, und was sie für Sie bedeutet. 
1-024-0000 
Andrea Enria, Vorsitzender des Aufsichtsgremiums der Europäischen Zentralbank. - Ich 
danke Ihnen für die Frage. 
 
Auf den ersten Punkt möchte ich antworten, dass ich es persönlich gut finde, dass ich ein 
direktes Mandat für die Bankenaufsicht innehabe und keine sekundären Mandate, die sich mit 
anderen Themen befassen, da ich der Auffassung bin, dass – sagen wir es so – das 
Hauptaugenmerk einer Aufsichtsbehörde auf der Stabilität der Banken liegen sollte. Wenn es 
Ihnen darum geht, die Wettbewerbsfähigkeit, z. B. durch Industriepolitik, zu verbessern, dann 
sollten sich andere Behörden damit befassen. Das gilt sicherlich auch auf europäischer Ebene, 
aber im Allgemeinen bin ich der Meinung, dass sich die Aufsichtsbehörde besser auf ihr eigenes 
enges Mandat konzentrieren sollte. 
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Was die Zusammenarbeit mit der Bank of England angeht, so ist diese – muss ich zugeben – 
ausgezeichnet. Wir befinden uns ständig im Dialog über das Thema, das am schwierigsten und 
umstrittensten war, nämlich die Verlagerung von Banken nach dem Brexit in die Eurozone. Wir 
haben nun unsere endgültigen Schlussfolgerungen aus dieser Arbeit, dem sogenannten Desk 
Mapping Review, ausformuliert und an die einzelnen Banken übermittelt. Wir sind also Desk 
für Desk, Produkt für Produkt durchgegangen und haben das von diesen Banken organisierte 
Risikomanagement überprüft. Wir haben ihnen klare Anweisungen gegeben mit Bezug auf 
unsere Erwartungen mit Hinblick darauf, wie sie ihr Risikomanagement zu gestalten haben, 
d. h. in welchen Fällen Produkte für den Euroraum wesentlich sind, nicht jedoch in Bezug auf 
Risiken die in unseren Verantwortungsbereich fallen. Und wir wollen, dass im Euroraum 
ausreichende strategische und Risikomanagement-Kapazitäten vorhanden sind. Dieser Prozess 
wurde in vollständiger Transparenz und in Zusammenarbeit mit der Bank of England und der 
US Fed durchgeführt. Ich war sehr darauf bedacht, dass die Banken von uns und den für sie 
zuständigen Behörden in London und New York keine widersprüchlichen Angaben erhalten. 
Wir haben diesbezüglich eine gute Einigung erzielt. 
 
Im Grunde werden die Banken also von allen Aufsichtsbehörden einheitliche Hinweise 
erhalten, und ich bin mit der Situation, wie sie jetzt ist, zufrieden. Das Memorandum hat dazu 
beigetragen, denn es hat in gewissem Sinne diese enge Zusammenarbeit, diesen engen 
Informationsaustausch ermöglicht. Beides gab es bereits, bevor das Memorandum auf 
politischer Ebene unterzeichnet wurde. Natürlich begrüße ich auch die Tatsache, dass die EU 
und das Vereinigte Königreich nun ein Kooperationsabkommen geschlossen haben. Dies wird 
einen Finanzmarktdialog ermöglichen, wie wir ihn bereits mit den USA, Kanada, Japan und 
anderen Ländern führen. Das wird den politischen Dialog zwischen den beiden Ländern noch 
weiter intensivieren. 
1-025-0000 
Vorsitzende. - Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor, sodass wir unsere öffentliche 
Anhörung mit Andrea Enria abschließen können. Vielen Dank, Andrea, dass Sie sich die Zeit 
genommen haben, und vielen Dank an die Abgeordneten für ihre Teilnahme. 
 
(Die Anhörung wird um 15.25 Uhr geschlossen) 


